
 
 
 
 

 

 
EINLADUNG 

mit Anträgen und Weisungen 
 
 

zur Gemeindeversammlung 
der politischen Gemeinde 

 
 

auf Freitag, 16. Juni 2023, 20.00 Uhr 

in den Mehrzweckraum, Schulhaus Ankacker 
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Traktanden 

1. Genehmigung der Jahresrechnung 2022 

2. Teilrevision Besoldungsverordnung 

3. Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 

4. Mitteilungen / Fragen 
 

Aktenauflage 

Die zur Behandlung bestimmten Anträge und dazugehörigen Akten liegen ab Montag, 15. Mai 2023 wäh-

rend den Bürozeiten in der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. 

 

Stimmrecht 

In Angelegenheiten der politischen Gemeinde sind alle in Volken niedergelassenen Schweizerinnen und 

Schweizer stimmberechtigt, welche das 18. Altersjahr zurückgelegt haben. Die Niederlassung beginnt mit 

der Abgabe der Ausweisschriften. 

 

Anfragerecht und Rechtsmittel 

Sämtliche Erläuterungen zu Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz und den Rechtsmitteln befinden sich am 

Ende dieser Weisungen. 

 

Volken, 22. Mai 2023 GEMEINDERAT VOLKEN 
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1. Genehmigung der Jahresrechnung 2022 
 

 

I. ANTRAG DES GEMEINDERATES 
 

1. Die Jahresrechnung 2022 des politischen Gemeindegutes wird genehmigt. Die Erfolgsrechnung 

schliesst bei einem Aufwand von CHF 2'066'035.54 und einem Ertrag von CHF 1'965'092.56 mit einem 

Aufwandüberschuss von CHF 100'942.98 (Budget: Aufwandüberschuss CHF 111'900.00). 

 

2. Wasserwerk, Abwasserbeseitigung und Abfallbeseitigung sind Gemeindebetriebe im Sinne von § 126 

Gemeindegesetz. Diese Betriebsrechnungen werden mittels Spezialfinanzierungskonti aufwand- und 

ertragsneutral in der Rechnung des politischen Gemeindegutes geführt. 

2.1 Das Wasserwerk weist in der Erfolgsrechnung einen Ertragsüberschuss von CHF 89'173.43 aus. In 

der Investitionsrechnung resultiert ein Ausgabenüberschuss von CHF 65'278.99. 

2.2 Das Abwasser weist in der Erfolgsrechnung einen Ertragsüberschuss von CHF 14'920.55 aus. In der 

Investitionsrechnung resultiert ein Einnahmenüberschuss von CHF 11'135.85. 

2.3 Die Abfallbeseitigung schliesst in der Erfolgsrechnung mit einem Ertragsüberschuss von 

CHF 999.19. In der Investitionsrechnung wurden keine Ausgaben/Einnahmen getätigt. 

3. Die Investitionsrechnung im Verwaltungsvermögen zeigt Ausgaben von CHF 286'689.81 und Einnah-

men von CHF 61'127.81. Es resultiert ein Ausgabenüberschuss von CHF 225'562.00. 

4. In der Investitionsrechnung des Finanzvermögens wurden keine Ausgaben/Einnahmen getätigt. 

5. Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von CHF 6'919'905.78 aus. Das Eigenkapital sinkt um den Auf-

wandüberschuss von CHF 100'942.98 sowie um die Einlagen in die Spezialfinanzierungen von 

CHF 105'093.17 und beträgt neu CHF 3'455'187.30. 

 

 

II. PRÜFUNG DER JAHRESRECHNUNG 
 

A)  Kurzbericht über die finanztechnische Prüfung der Jahresrechnung 

 
Auftrag 

Gestützt auf § 142 GG führten wir gemäss Auftrag der Vorsteherschaft und der Rechnungsprüfungskommis-

sion eine Prüfung der Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung, Investitionsrechnung, Geldflussrechnung 

und Anhang) für das am 31.12.2022 abgeschlossene Rechnungsjahr durch. 

 
Verantwortung der Vorsteherschaft 

Die Vorsteherschaft ist für die Aufstellung der Jahresrechnung in Übereinstimmung mit den für die Organi-

sation geltenden Rechtsgrundlagen verantwortlich. Diese Verantwortung beinhaltet die Ausgestaltung, Im-

plementierung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems mit Bezug auf die Aufstellung einer 

Jahresrechnung, die frei von wesentlichen falschen Angaben als Folge von Verstössen oder Irrtümern ist. 

Darüber hinaus ist die Vorsteherschaft für die rechtmässige Rechnungslegung verantwortlich. 
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Verantwortung der finanztechnischen Prüfstelle 

Unsere Verantwortung ist es, aufgrund unserer Prüfung ein Prüfungsurteil über die Jahresrechnung abzuge-

ben. Wir haben die Prüfung in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Schweizer Prü-

fungsstandards vorgenommen. Nach diesen Standards ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 

dass mit hinreichender Sicherheit eine Aussage darüber gemacht werden kann, ob die Jahresrechnung frei 

von wesentlichen falschen Angaben ist. 

 

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen 

für die in der Jahresrechnung enthaltenen Wertansätze und sonstigen Angaben. Die Auswahl der Prüfungs-

handlungen liegt im pflichtgemässen Ermessen der Prüfenden. Dies schliesst eine Beurteilung der Risiken 

wesentlicher falscher Angaben in der Jahresrechnung als Folge von Verstössen oder Irrtümern ein. Bei der 

Beurteilung dieser Risiken berücksichtigen die Prüfenden das interne Kontrollsystem, soweit es für die Auf-

stellung der Jahresrechnung von Bedeutung ist, um die den Umständen entsprechenden Prüfungshandlun-

gen festzulegen. Die Prüfung umfasst zudem die Beurteilung der rechtmässigen Anwendung der Rech-

nungslegung. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise eine ausreichende 

und angemessene Grundlage für unser Prüfungsurteil bilden. 

 
Abschliessendes Prüfungsurteil 

Nach unserer Beurteilung entspricht die Jahresrechnung für das am 31.12.2022 abgeschlossene Rechnungs-

jahr den für die Organisation geltenden Vorschriften. Wir empfehlen, die vorliegende Jahresrechnung zu 

genehmigen. 

 
Fachkunde, Leumund sowie Unabhängigkeit 

Wir bestätigten, dass die an der finanztechnischen Prüfung beteiligten Personen die gesetzlichen Anforde-

rungen an die Fachkunde, den Leumund und die Unabhängigkeit gemäss § 145 und § 146 GG erfüllen und 

keine mit unserer Unabhängigkeit nicht vereinbare Sachverhalte vorliegen. 

 

 

Thalwil, 02.05.2022 

 

Revipro AG 

 

Sibylle Vonaesch 

Leitende Revisorin 
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B)  Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

 

1. Eckwerte der Jahresrechnung 

Die Rechnungsprüfungskommission hat die Jahresrechnung und die Sonderrechnungen 2022 der poli-

tischen Gemeinde Volken in der vom Gemeindevorstand beschlossenen Fassung vom 13. März 2023 

geprüft. Die Jahresrechnung weist folgende Eckdaten aus: 

Erfolgsrechnung:  Gesamtaufwand CHF 2'066'035.54 

 Gesamtertrag CHF 1'965'092.56 

 Aufwandüberschuss CHF 100'942.98 

Investitionsrechnung VV:  Ausgaben CHF 286'689.81 
 Einnahmen CHF 61'127.81 

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen CHF 225'562.00 

Investitionsrechnung FV:  Ausgaben CHF - 
 Einnahmen CHF - 

 Nettoinvestitionen Finanzvermögen CHF - 

 

Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss belastet. Dadurch vermindert 

sich der Bilanzüberschuss auf Fr. 2'720'501.67. 

 

2. Finanzpolitische Prüfung 

Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass die Jahresrechnung 2022 der Politischen Gemeinde 

Volken finanzrechtlich zulässig und rechnerisch richtig ist. Die finanzpolitische Prüfung der Jahresrech-

nung gibt zu keinen Bemerkungen Anlass. Die Rechnungsprüfungskommission hat den Kurzbericht zur 

finanztechnischen Prüfung zur Kenntnis genommen. 

 

3. Finanztechnische Prüfung 

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Kurzbericht der finanztechnischen Prüfung zur Kenntnis 

genommen. 
 

4. Antrag 

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung und 

die Sonderrechnungen 2022 der Politischen Gemeinde Volken entsprechend dem Antrag des Gemein-

devorstands zu genehmigen. 

 

 Rechnungsprüfungskommission 

 Die Präsidentin Die Aktuarin 

 

 

Volken, 10. Mai 2023 Ursula Ritzmann Stefanie Schläpfer 
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III. ERLÄUTERUNGEN DES GEMEINDERATES 
 
Die Jahresrechnung 2022 schliesst mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 100'942.98. Im Budget eingesetzt 
war ein Aufwandüberschuss von Fr. 111'900.00. Diese Abweichung von rund Fr. 11'000.00 kann zusammen-
gefasst wie folgt begründet werden: 
 
Der Gesamtaufwand hat sich gegenüber dem Budget um Fr. 186'00.00 erhöht. Im Personalaufwand resul-
tiert ein Mehraufwand von rund Fr. 11'800 und im Sach- und übriger Betriebsaufwand ein Mehraufwand 
von rund Fr. 27'400. Bei den Abschreibungen Verwaltungsvermögen resultiert ein Minderaufwand von rund 
Fr. 37'700.00. Bei den Einlagen in die Spezialfinanzierungen, dem Transferaufwand und den durchlaufenden 
Beiträgen resultiert ein Mehraufwand von rund Fr. 213'000.00. 
 
Der Gesamtertrag ist gegenüber dem Budget um rund Fr. 197'000.00 höher ausgefallen. Der Mehrertrag 
resultiert vor allem durch höhere Einnahmen aus dem Finanz- und Lastenausgleich. 
 
Erläuterungen zum abgeschlossenen Rechnungsjahr 
 
Im Bereich Allgemeine Verwaltung fiel ein Mehraufwand von rund Fr. 12'000 an. Dieser Mehraufwand be-
trifft vor allem die Mehrleistungen des Personals aufgrund des grossen Arbeitsanfalls in Bezug auf diverse 
laufende Projekte. In den Bereichen öffentliche Ordnung und Sicherheit, Gesundheit, Umweltschutz und 
Raumordnung fielen rund Fr. 13'000 höhere Kosten an. In den Bereichen Kultur, Sport und Freizeit, Soziale 
Sicherheit und Verkehr und Nachrichtenübermittlung konnte insgesamt ein Minderaufwand von rund 
Fr. 49'000 verzeichnet werden. 
 
In der Volkswirtschaft resultiert ein Mehrertrag von rund Fr. 7'000.00 aufgrund der höher ausfallenden Di-
vidende der Zürcher Kantonalbank. Im Weiteren resultieren Mindereinnahmen im Bereich Finanzen und 
Steuern von rund Fr. 31'000.00, da unter anderem weniger Grundstückgewinnsteuern veranlagt werden 
konnten, als bei der Budgetierung angenommen. 
 
Begründung erheblicher Abweichungen gegenüber dem Budget 
 
Die Abweichungen gegenüber dem Budget werden unter Punkt 11 "Erläuterungen zur Erfolgsrechnung" 
(Seite 57 bis 63) und Punkt 13 "Erläuterungen zu den Investitionsrechnungen" (Seite 99 bis 100) erläutert. 
 
Die vollständige Rechnung mit sämtlichen Beilagen ist auf der Homepage aufgeschaltet und liegt bei der 
Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. Wenn Sie an weitergehenden Informationen im Finanzbereich inte-
ressiert sind, gibt Ihnen der Gemeinderat oder das Team der Gemeindeverwaltung gerne Auskunft. 
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IV. Auszüge aus der Jahresrechnung 
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1. Teilrevision Besoldungsverordnung 
 

I. ANTRAG DES GEMEINDERATES 
 
Der Gemeinderat beabsichtigt, den Werkbeauftragten anzustellen, anstatt die Arbeiten von einer externen 
Firma ausführen zu lassen. Da in der Besoldungsverordnung derzeit keine entsprechende Position vorhan-
den ist, bedarf es einer Änderung der Besoldungsverordnung. 
 
Art. 9 wird dahingehend geändert, dass alle voll- und teilzeitlichen Angestellten der Politischen Gemeinde 
in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis stehen. Auf die detaillierte Aufzählung soll verzichtet wer-
den. 
 
Art. 11 und 12 mit den Einreihungsbestimmungen und Lohnklassenbestimmungen soll so geändert werden, 
dass der Gemeinderat Stellen in die Klassen 1 – 19 nach kantonaler Lohntabelle einstufen kann, wobei er 
sich dabei nach vergleichbaren Positionen in der Funktionsliste der Kantonalen Verwaltung richten soll. 
 
Mit den vorstehenden Änderungen kann der Gemeinderat flexibler auf nötige Anpassungen im Stellenplan 
im Bereich Verwaltung und Werke reagieren. Die neuen Bestimmungen entsprechen gemäss einem Ver-
gleich mit den Regelungen in anderen Gemeinden auch den heute üblichen Regelungen. 
 

II. ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
Bezugnehmend auf das Geschäft Nr. 32 vom 13. März 2023 des Gemeinderates wurde eine Teilrevision der 
Besoldungsverordnung entworfen. Die RPK hat dies zur Prüfung erhalten. 
 
Die Prüfung hat ergeben, dass die Anpassungen sinnvoll und angemessen sind. Die Gemeinde Volken hat 
sich an den Besoldungsverordnungen der Nachbarsgemeinden orientiert. 
 
Die Rechnungsprüfungskommission Volken bestätigt ihr Einverständnis und empfiehlt der Gemeindever-
sammlung die Annahme der Teilrevision der Besoldungsverordnung. 
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Anfragen und Rechtsmittel  
 
Anfragerecht gemäss § 17 Gemeindegesetz  

Die Stimmberechtigten können über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem Interesse Anfragen 

einreichen und deren Beantwortung in der Gemeindeversammlung verlangen. Sie richten die Anfrage 

schriftlich an den Gemeinderat Volken, Flaachtalstrasse 17, 8459 Volken oder per Mail an den Gemeinde-

präsidenten an walter.schuerch@volken.ch. 

 

Anfragen, die spätestens zehn Arbeitstage vor einer Versammlung eingereicht werden, beantwortet der 

Gemeindevorstand spätestens einen Tag vor dieser Versammlung schriftlich. 

 

In der Versammlung werden die Anfrage und die Antwort bekannt gegeben. Die anfragende Person kann 

zur Antwort Stellung nehmen. Die Versammlung kann beschliessen, dass eine Diskussion stattfindet. 

 

Rechtsschutz  

 

Stimmrechtsrekurs  

Wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen schriftlich Rekurs in Stimm-

rechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 21a und § 22 Abs. 1 VRG).  

Bemerkung zum Rekurs in Stimmrechtssachen: Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvorschrif-

ten an der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese an der Versammlung von irgendeiner stimmbe-

rechtigten Person gerügt worden ist (§ 21a Abs. 2 VRG). 

 

Rekurs gegen Anordnungen der Legislative  

Wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung des Sachverhaltes sowie Unange-

messenheit der angefochtenen Anordnung kann innert 30 Tagen schriftlich Rekurs erhoben werden (§ 19 

Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 1 VRG).  

 

Rekurs gegen Erlasse der Legislative 

Wegen Verletzungen des übergeordneten Rechts kann innert 30 Tagen schriftlich Rekurs erhoben werden 

(§ 19 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 2 VRG). 


